Rede des SPD-Fraktionsvorsitzenden Klaus Riedel zum Haushaltsplanentwurf 2011.

Gemeinderatssitzung am 18.11.2010

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, 

sehr geehrte Frau Priebe, sehr geehrter Herr Staab, 

meine Damen und Herren,
liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger, 

liebe Kolleginnen und Kollegen,

erlauben Sie mir zu Beginn, den Haushaltserlass des Regierungspräsidiums vom Mai/Juni diesen Jahres in Erinnerung zu rufen. Da ist die Rede von einer prekären Finanzsituation der Stadt Waiblingen. Seit 2008 fielen die Gewerbesteuereinnahmen von 45,6 Mill. € auf ca. 29 Mill. € in 2010. Ich zitiere: „Da im Verwaltungshaushalt aktuell und mittelfristig keinerlei Mittel zur Investitionsfinanzierung erwirtschaftet werden können, gleichzeitig jedoch ein äußerst umfangreiches Investitionsprogramm abgewickelt werden soll, besteht ein exorbitant hoher Kreditbedarf“. Soweit das RP. Mittlerweile haben wir teilweise schmerzhafte Streichungen, Kürzungen und Streckungen vorgenommen. 
Die Steuereinnahmen verbessern sich wieder etwas. Doch es kommt dabei eine sehr bescheidene Zuführungsrate aus dem Verwaltungshaushalt zum Investitionshaushalt zustande. Die Nettoinvestitionsrate liegt bei ca. 1 Mill. €. Die Verschuldung unserer Stadt wird also weiter zunehmen. Der Haushaltsentwurf 2011 steht noch immer im Zeichen der schwersten Finanz- und Wirtschaftskrise der Nachkriegszeit. 

Diese Krise, ausgelöst durch eine menschenverachtende neoliberale Finanz- und Wirtschaftsauffassung, wird uns noch über Jahre hinweg begleiten. Die Schlagworte waren Privatisierung, Steigerung der Gewinne, hochverzinsliche Anlagemöglichkeiten draußen in der Welt, ja, in Gegenden, die keiner kannte. Irland und andere Länder wurden als Eldorado für Investitionen gepriesen. Und heute? Sie brauchen nur die Medienberichte verfolgen. Wer glaubt, diese Krise sei schon wieder zu Ende und man könnte wieder allein von Aufschwung sprechen, wird sich täuschen.

Erstens beginnt der Aufschwung auf einem weit tieferen Niveau und erreicht so noch lange nicht für alle Menschen die Werte von vor der Krise, und zweitens zeigen sich schon wieder die gleichen Methoden an den internationalen Kapitalmärkten, oft von denselben Krisenverursachern angewandt. Ein eigentlich unglaublicher Vorgang. Zu wenig werden die Ursachen und die Verursacher bekämpft, vielmehr werden die Folgen durch Belastungen der Allgemeinheit zu kurieren versucht. 

Wer glaubt, dies alles habe keine Auswirkungen auf die kommunalen Finanzen und auf die Investitionskraft der Kommunen, muss endlich erkennen, dass diese Sichtweise falsch war und falsch sein wird. Es gibt ein Sprichwort : „Den Letzten beißen die Hunde“. So geht es derzeit den Städten. Der kommunalfreundliche Kurs des Bundes wurde von Schwarz-Gelb endgültig aufgegeben. Bereits das sogenannte Wachstumsbeschleunigungsgesetz entpuppte sich als Schuldenbeschleunigungsgesetz. Bei den Gemeinden und Städten des Landes führte allein dieses Gesetz zu jährlichen Mindereinnahmen von rd. 250 Mio. Euro.

Die von der Bundesregierung beschlossene Laufzeitverlängerung der Atomkraftwerke schadet den Kommunen gleich in doppelter Weise. Zum einen wird durch diesen Beschluss die Wettbewerbsfähigkeit der zahlreichen Stadtwerke zu Gunsten der vier großen Energiekonzerne massiv beeinträchtigt. Zum anderen führt die Kernbrennstoffsteuer allein für die Städte und Gemeinden im Land zu Gewerbesteuerausfällen, da die Ausgaben für diese Steuer gewinnmindernd abgesetzt werden und damit das Aufkommen aus der Gewerbesteuer entsprechend reduzieren. Allein durch diese beiden Maßnahmen gehen den Kommunen in Baden-Württemberg pro Jahr rd. 350 Mio. Euro verloren.

Auch die Diskussion über die Abschaffung der Gewerbesteuer schafft nur Unruhe, so lange kein schlüssiges Alternativkonzept vorgelegt wird. 

Bei diesen und anderen Punkten und Maßnahmen vermissen wir den geschlossenen Protest von Gemeinderat und Oberbürgermeister. Wir sollten uns mit dieser Problematik fern von parteigebundener Loyalität kritisch auseinandersetzen und zu einer gemeinsamen Resolution kommen.

Sozialverträgliche Lastenverteilung

Die wirtschaftlichen Strukturen unserer Stadt blieben zwar stabil, doch die finanziellen Auswirkungen der Krise trafen uns mit voller Breitseite. Man braucht sich nur folgendes Beispiel anschauen: 

2010 beträgt der Kreisumlagesatz 35,5%, daraus die Belastung für Waiblingen absolut 22,75 Mill. €.

2011 wird der Kreisumlagesatz deutlich steigen, auf ca. 41%, Waiblingen wird daraus eine Belastung von ca. 20,023 Mio. € tragen müssen. 

Man könnte nun bei oberflächlicher Betrachtung sagen, ist doch prima, wenn wir weniger bezahlen müssen. Doch leider ist dies nur die halbe Wahrheit, denn die geringere Belastung ist eben auch ein Spiegelbild unserer defizitären HH-Lage in 2010. Die Folgen für die Menschen sind bereits sichtbar: 

· höhere Belastungen bei den Fahrtkosten zu den Schulen

· höhere Kinderbetreuungsgebühren

· höhere Verwaltungsgebühren für städtische Dienstleistungen

· höhere Gewerbe- und Grundsteuer

· weniger Förderung im allgemeinen sozialen Bereich für Familien

· weniger Förderung für unsere Vereine.

Ich könnte die Liste fortsetzen. Unterm Strich kommt für alle eine höhere Belastung heraus. Nur mit einem Unterschied: ein Teil kann die Lasten tragen, ein anderer Teil unserer Stadtgesellschaft muss buckeln. Die soziale Schere öffnet sich weiter. 

Deshalb sind wir nach wie vor enttäuscht, ja zornig, dass  man sich in dieser Stadt nicht wirklich mit den Problemen individueller und familiärer Armut kritisch auseinander setzen will. Der Ärger über die Ablehnung unseres Antrags für eine Armutskonferenz sitzt tief. Das Argument der knappen Mehrheit und der Verwaltung, unser Antrag komme zur Unzeit, zeugt entweder von Unkenntnis oder von Ignoranz. Wollen Sie sich erst dann mit den Problemen beschäftigen, wenn das Kind in den Brunnen gefallen ist - eine wenig sensible Haltung. 
Soziale Standards im Beschaffungswesen

Während der vorher genannte Antrag wenigstens behandelt wurde, wartet ein anderer Antrag von uns seit Wochen darauf.
Nämlich die „Einführung des sozialen Beschaffungswesens als verbindliche Vergabegrundsätze“. Entweder gibt’s hier noch gar nichts in unserer Stadt oder man wendet es eben nicht an. Ansonsten hätte es nicht geschehen dürfen, dass nun beim Umbau der Stadtbücherei wieder einmal Granitplatten aus chinesischen Steinbrüchen in einem Austrittsbereich verlegt werden. Welch unsägliche Geschichte. Dort, wo Menschen- und Arbeitsrechte sich an keinerlei international vereinbarten Standards orientieren, wo Tariftreue und Zahlung von Mindestlöhnen noch Teufelszeug ist, von dort kommen diese Granitplatten. Kommen Sie uns bitte nicht mit irgendwelchen Verweisen auf eine globalisierte Welt.  Für uns ist es ein unglaublicher und nicht akzeptabler Vorgang. Es ist höchste Zeit, dass die Verwaltung unseren Antrag zur Beratung einbringt.

Integration von Kindern und Jugendlichen

Wir stehen bei der Kinderbetreuung im Vergleich zu Nachbarkommunen gut da. Da stimmen wir zu. Doch dies ist immer ein relativer Vergleich. Steht doch Baden-Württemberg insgesamt immer noch auf einem der hinteren Plätze im Vergleich mit anderen Bundesländern. Ohne die Förderprogramme der rot-grünen Koalition und ohne die Konjunkturprogramme der schwarz-roten Koalition hätten wir weder ein so breites Betreuungsangebot noch die vielen energetischen Sanierungsmaßnahmen bewältigen können. Schwarz-Gelb in Bund und Land bremst die Kommunen dagegen aus. 
Sie haben Recht, Herr Oberbürgermeister, wenn Sie sagen, dass wir (ich zitiere Sie) „die Kinderbetreuung im Grunde genommen nicht für die Eltern ausbauen, sondern für die Unternehmen, damit diese ihren Beschäftigten, ganz gleich ob Frau oder Mann, anbieten können, nach der Elternzeit wieder in den Betrieb zurückzukehren“. Ja natürlich, „Verlässlichkeit, hohe Qualität, Bildung und Betreuung in Ganztageseinrichtungen sind Waiblinger Pfunde, mit denen wir wuchern sollten“, sagen Sie in Ihrer HH-Rede. Wir stimmen zu. Vielleicht haben wir damit zu wenig gewuchert. Machen wir’s deutlicher. 
Wer für diese Angebote jetzt teilweise quasi ein Eintrittsgeld verlangen will, der stellt den allgemeinen Anspruch umgehend in Frage und schafft neue Selektionsmechanismen anstatt die alten, aus vordemokratischen Zeiten stammende endlich abzuschaffen. Darüber wollen wir in 2011 auch mit Ihnen diskutieren. 

Kernstadt und Ortschaften 

Wir bekennen uns zu den dezentralen Strukturen unserer Stadt. Es muss aber doch in dieser Zeit erlaubt sein, nicht nur über die zentralen sondern auch über die dezentralen Verwaltungsstrukturen nachzudenken und ggf. Änderungen vorzunehmen. Wenn wir es schaffen, sie effizienter und kostengünstiger zu gestalten, verändert dies doch nicht zwangsläufig die Lebensqualität in den Ortschaften. 
Der Ausbau der Einkaufsmöglichkeiten ist in allen Ortschaften gelungen. Die Kinderbetreuung ist vor Ort gewährleistet. Die schulische Infrastruktur ist vorhanden und wird ständig verbessert. Die Vereine haben gute Übungs- und Veranstaltungsstätten. Der Ausbau der Betreuung älterer Menschen vor Ort geht voran. Dies alles ist wichtig und trägt weit mehr zur Lebensqualität vor Ort bei. Wichtiger jedenfalls als die Frage, wo ich die eine oder andere städtische Dienstleistung bekomme, die ohnehin nicht ständig nachgefragt wird.
Ein weit schwierigeres Thema ist die Frage der Zukunft unserer Hallenbäder. Diese Zukunft ist weder klar erkennbar noch gesichert. Die Entscheidung darüber ist mehr oder weniger aufgeschoben. Wir drängen nicht. Aber Fakt ist: wir haben einen hohen Standard und es stellt sich die Frage, wie lange wir uns das leisten können, ja, leisten wollen. Sie bleibt derzeit offen. 

Mehr Bürgerbeteiligung

Wir alle beobachten eine Politik und Politiker, die sich mehr und mehr von den Menschen entfremden, ihnen die wahren Zusammenhänge und Ursachen nicht offen legen. Dies und vieles mehr können wir lehrbuchhaft am Projekt S 21 verfolgen. Jede Woche, nein fast jeden Tag kommen neue Informationen ans Licht. Ich will darauf nicht im Einzelnen eingehen. Es ist mittlerweile ein abendfüllendes Thema. Eine Erfahrung sollten wir jedoch alle mitnehmen. Der Projektverlauf zeigt deutlich, dass die formalen Prozesse der Bürgerbeteiligung in der Vergangenheit teilweise eine Farce gewesen sind. Meine Fraktion wird sich mit diesem Thema auf kommunaler Ebene beschäftigen und Ideen und Möglichkeiten einer breiteren Bürgerbeteiligung aufzeigen. 

Alle diese Krisen beinhalten aber auch die Chance, dass wir uns den scheinbar kleineren Interessen unserer Bürgerinnen und Bürger intensiver zuwenden. Hier lohnt sich jede Investition, um die kreative Kraft der Menschen zu erhalten und zu fördern. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zu einem letzten, für uns sehr wichtigen Thema kommen. 

Wer Zukunft gestalten möchte, muss sich mehr und mehr der zentralen Zukunftsaufgabe zuwenden. Es ist der Erhalt unserer natürlichen Ressourcen und das Aufhalten von Klimaveränderungen und Umweltkatastrophen. Allein so lässt sich der soziale Frieden global und auch lokal bewahren. Dies heißt für uns. Der Energiewechsel als gesamtpolitische Herausforderung muss auch lokal organisiert werden. Was wir brauchen, ist der Wechsel zur Nutzung erneuerbarer Energien. Dies muss eine der wichtigsten Strategieaufgaben unserer Stadtwerke werden. Der kommunalen Energievorsorge kommt die Schlüsselrolle zu. So, wie wir uns von der atomar-fossilen Energieversorgung rasch trennen müssen, müssen wir eine dezentrale Versorgung ohne marktbeherrschende Monopolversorger aufbauen und sichern. Dafür sind unsere Stadtwerke bestens aufgestellt. Es war die SPD-Fraktion, die einstens den Kauf der Netze angezettelt hat. Es waren schwierige aber erfolgreiche Auseinandersetzungen. Schauen Sie ins Remstal. Was dort gerade abläuft, haben wir längst hinter uns und können uns den strategischen Aufgaben zuwenden. 
Hermann Scheer zitiert in seinem neuesten und letzten Buch den Münchner OB Christian Ude wie folgt: „Die kommunaleigenen Stadtwerke sind keinem ‚sharholder-value’-Kriterium verpflichtet, sondern müssen nach dem ‚citizen-value’-Kriterium arbeiten“.

Wir möchten uns bei Ihnen Herr Oberbürgermeister für Ihren Nachruf auf Hermann Scheer am vergangenen Sonntag bedanken. Dort haben auch Sie die Kommunen auf den „energethischen Imperativ“ verpflichtet. Dabei möchten wir Sie gerne unterstützen. Es geht um eine gesellschaftsethische Aufgabe, der wir uns verpflichten sollten. 
Meine Damen und Herren, erkennen wir gemeinsam, dass auch weniger gute Zeiten uns die Chance dazu geben neue, gute Ideen zu entwickeln und die Zukunft zu gestalten. Wer nur das Bestehende verwaltet, nur auf das Zahlenwerk starrt, sucht nicht die Chance in der Zukunft. Trennen wir das Unwichtige vom Wichtigen. Überwinden wir Denkbarrieren. Dann kann es gelingen, zu neuen Ufern aufzubrechen. Machen wir den Menschen, vor allem den jungen, Mut, Neues zu entdecken und geben wir ihnen dazu das Rüstzeug in unseren kommunalen Einrichtungen.

Beteiligen wir sie an den Entscheidungsprozessen. Dann kann es gelingen. 

Ich bedanke mich bei allen, die wieder ein Jahr lang in Amt und Ehrenamt für die Bürgerinnen und Bürger viel geleistet haben und die bereit sind mit uns Zukunft zu gestalten. 

Ich bedanke mich für Ihr geduldiges Zuhören.      
